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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

 

Az: B 8 SO 3/15 S 
 
L 2 SO 4833/14 ER-B (LSG Baden-Württemberg) 
S 22 SO 4678/14 ER (SG Freiburg) 
 
 
 
…………………………, 
 
 
 Antragstellerin und Beschwerdeführerin, 
 
 

g e g e n 
 
 
Stadt Aachen, 
Kasinostraße 48 - 50, 52064 Aachen, 
 
 Antragsgegnerin und Beschwerdegegnerin. 
 

 

 

Der 8. Senat des Bundessozialgerichts hat am 22. Januar 2015 durch den 

Vorsitzenden Richter   E i c h e r    sowie die Richterinnen   K r a u ß    und   S i e f e r t  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Antragstellerin gegen den Beschluss des Landessozialgerichts 

Baden-Württemberg vom 19. Dezember 2014 - L 2 SO 4833/14 ER-B - wird als un-

zulässig verworfen. 

 

Der Antrag der Antragstellerin, ihr für das Verfahren der Beschwerde gegen den 

bezeichneten Beschluss des Landessozialgerichts Baden-Württemberg Prozess-

kostenhilfe zu bewilligen und einen Rechtsanwalt beizuordnen, wird abgelehnt. 

 

Außergerichtliche Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Im Streit sind Hotel- und Fahrtkosten im Rahmen eines Verfahrens auf Erlass einer einstweili-

gen Anordnung. Der Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung hatte weder erstinstanzlich 

(Beschluss des Sozialgerichts Freiburg vom 22.10.2014) noch zweitinstanzlich Erfolg (Be-

schluss des Landessozialgerichts <LSG> Baden-Württemberg vom 19.12.2014). Im Beschluss 

des LSG wurde darauf hingewiesen, dass diese Entscheidung unanfechtbar ist. Hiergegen hat 

die Antragstellerin mit einem an das Bundessozialgericht (BSG) gerichteten Schreiben (ohne 

Unterschrift) vom 16.1.2015 "Beschwerde" eingelegt; gleichzeitig hat sie beantragt, "die Ableh-

nung von Prozesskostenhilfe (PKH) im vorigen Verfahren vom 8. Senat sofort wieder auf zu 

nehmen". 

 

Die Beschwerde der Antragstellerin ist bereits unstatthaft. Der Beschluss des LSG vom 

19.12.2014 ist, worauf das LSG zutreffend hingewiesen hat, nicht mit der Beschwerde an das 

BSG anfechtbar. Der Antragstellerin steht deshalb auch keine PKH zu; denn die beabsichtigte 

Rechtsverfolgung hat keine hinreichende Aussicht auf Erfolg (§ 73a Abs 1 Sozialgerichtsgesetz 

<SGG>, § 114 Zivilprozessordnung <ZPO>). Damit entfällt auch die Beiordnung eines Rechts-

anwalts (§ 121 ZPO). Die Verwerfung der Beschwerde der Antragstellerin erfolgt ohne Beteili-

gung der ehrenamtlichen Richter in entsprechender Anwendung des § 169 SGG. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf entsprechender Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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